
Dienstag, 15.   Juli 2014, Nr. 161   junge Welt      8 a n s i c h t e n

In einer Pressemitteilung vom 10. Ju-
li erklärt die Kommunistische Partei 
der italienischen Schweiz ihre Solida-
rität mit den Streikenden in den Gra-
nitsteinbrüchen im Tessin. Die dort 
beschäftigten Steinmetze kämpfen für 
einen Tarifvertrag (in der Schweiz: 
Gesamtarbeitsvertrag, GAV), nach-
dem die Unternehmer den bisherigen 
außer Kraft gesetzt haben. 
Die Kommunistische Partei war eine 
der ersten politischen Kräfte, welche 
den Bruch des Gesamtarbeitsvertrags 
(GAV) im Sektor der Granitgewin-
nung verurteilte. Die Associazio-
ne Industrie dei Graniti, Marmi e 
Pietre Naturali hatte tatsächlich die 
Gewerkschaften am 29. November 
2011 über ihren einseitigen Entscheid 
informiert, der dann 2012 Realität 
wurde. 

Die Kommunistische Partei ver-
urteilte die sozial unverantwortliche 
Haltung der Industrien des Sektors 
und verlangte in einer öffentlichen 
Erklärung vom Dezember 2011 als 
dringliche und kurzfristige Maßnah-
me, daß der Kanton Stellung beziehe 
und in jedem Berufszweig kollektive 
Verhandlungen mit Verbindlichkeits-
klauseln und allgemeinem Obliga-

torium vorschreibe. Was natürlich 
nicht stattgefunden hat. In der Folge 
forderten wir, daß die Gesetzesvor-
schriften, die heute nur den Patrons 
dienen, nach den Standards des für 
die Arbeiter günstigsten GAV auf den 
Stand gebracht werden. Auch dieser 
Vorschlag stieß auf eine Mauer des 
Schweigens von seiten der Behör-
den. 

Nach ungefähr zwei Jahren, am 
vergangenen 16. Juni, haben sich die 
Gewerkschaften entschlossen, in den 
Streik zu treten. Die Modalitäten, un-
ter denen diese Mobilisierung vorbe-
reitet worden war, würden im linken 
Lager und in der Gewerkschaftsbe-
wegung eine (auch selbstkritische) 
Vertiefung verdienen, denn sie haben 
ein ernsthaftes Problem aufgezeigt, 
was die Projektarbeit und die Fra-
ge der Kräfteverhältnisse anbelangt. 
Nicht zufällig hatten wir eine Reak-
tion seitens der Patrons, welche nach 
einer besorgten Machtdemonstration 
aussah, mit privaten Sicherheitsagen-
ten, Einschüchterungsmaßnahmen 
sowie selbst Aussperrungen und Ent-
lassungen von Streikenden, die sich 
hervortaten. 

Daß die Demokratie an den Ein-

gangstoren zu den Steinbrüchen halt-
macht, ist nunmehr bekannt; daß das 
Streikrecht, obwohl es in der Bun-
desverfassung verankert ist, oft im 
Ergebnis ein Wort im Wind bleibt, 
auch, so wie der Tessiner Staatsrat 
bisher weggeschaut hat. (…)

Die Kommunistische Partei verur-
teilt klar und insbesondere den Ent-
scheid der Firma Maurino Graniti 
SA zur Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses mit drei Arbeitern, die von 
ihrem Streikrecht Gebrauch gemacht 
haben und Löhne und einen GAV 
in Würde verlangt haben. Wenn in 
Bellinzona eine zumindest ehrliche 
Regierung säße, dann würde sie an 
diesem Punkt alle öffentlichen Auf-
träge an diesen Betrieb kündigen und 
gleichfalls jede zukünftige Verga-
bung ausschließen, wenigsten bis zur 
Wiedereinstellung der ungerechter-
weise Entlassenen. Die Kommuni-
sten drücken ihre Solidarität mit den 
drei betroffenen Familien aus und 
laden zur breitestmöglichen gewerk-
schaftlichen und politischen Einheit 
ein, um die Legalität im Sektor der 
Steinbrüche wiederherzustellen. 

u Übersetzung: Massimiliano Ay
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Nachdem die Terrorgruppe 
ISIS laut Agenturmel-
dungen im Nordirak of-

fenbar Nuklearmaterial erbeutet 
hat, warnt der Bundesverband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU): Auch hierzulande liege 
Nuklearmaterial offen herum. 
Wie kommen Sie darauf? 

Ich selber wohne nah an der deutschen 
Urananreicherungsanlage im westfäli-
schen Gronau, etwa einen Kilometer 
Luftlinie entfernt: Hier wird hochge-
fährliches Uranhexafluorid in Contai-
nern unter freiem Himmel gelagert – 
nicht nur 40 Kilogramm, wovon im 
Nordirak die Rede ist. In dem »Freiluft-
lager« dürfen über 40 000 Tonnen nu-
kleares Material gelagert werden; ohne 
Schutz vor Diebstahl oder Sabotage. 
Die Container sind weder von Beton-
zäunen noch Wassergräben umgeben, 
sondern von Maschendraht umzäunt: 
wie Hühnergehege mit einer einfachen 
Kneifzange zu knacken. Von Sicher-
heitseinrichtungen kaum eine Spur, 
nur einige Männer vom Werksschutz. 
Wer es darauf anlegt, könnte ungehin-
dert eindringen, Sprengsätze anbringen 
oder mit Granaten die Container zer-
stören. Die Antiatombewegung weist 
schon seit langem darauf hin, daß das 
Gelände gegen Flugzeugabstürze nicht 
geschützt ist. In Relation zu diesen und 
anderen weltweiten Uranbeständen 
wirken die im Nordirak dort entwende-
ten 40 Kilo nicht sonderlich gefährlich, 
können aber sehr wohl erhebliche Ver-
seuchungen verursachen. 

Wo könnte in der BRD noch Nu-
klearmaterial entwendet werden? 

Auch in der etwa 40 Kilometer ent-
fernten Brennelementefabrik Advan-
ced Nuclear Fuels GmbH (ANF) la-

gern nach meiner Kenntnis gefährliche 
atomare Stoffe unter freiem Himmel: 
Tonnenschwere Container sind nicht 
per Diebstahl zu entwenden, wie die 
40 Kilogramm des an der Universität 
von Mossul gelagerten Urangemischs. 
Sie können aber zerstört werden. Für 
sogenannte schmutzige Atombomben 
ist weder angereichertes Uran noch 
Plutonium erforderlich. Schon mit re-
lativ geringen Nuklearmengen sind sie 
herzustellen. Das erforderliche Mate-
rial ist oft schlecht gesichert. Tech-
nisch ist es leichter, eine »schmutzige 
Atombombe« zu bauen als eine »ech-
te«. Auch hierzulande kann Material in 
Forschungseinrichtungen, Industriean-
lagen oder Krankenhäusern entwendet 
werden, wie im Nordirak. In vielen 
Bundesländern gibt es Sammelstellen 
für Nuklearabfälle – oder auch For-
schungsreaktoren. Es gilt zu prüfen, 
wie sie gesichert sind. 

Ist all dies eine neue Entwick-
lung? 

Nein, die Antiatombewegung warnt 
seit Jahren, daß solches Material in 
falsche Hände geraten kann. Der BBU 
verurteilt jede  militärische Nutzung 
von Uran und Plutonium und fordert, 
alle Atomkraftwerke und -fabriken so-
fort stillzulegen. Weiterer Atommüll, 
der zur Waffenproduktion verwendet 
werden kann, darf nicht produziert 
werden. 

Wer ist für die Zustände in Gro-
nau verantwortlich? 

Die Landesregierung in Nordrhein-
Westfalen, besonders das SPD-ge-
führte Wirtschaftsministerium: Dort 

verläßt man sich auf verharmlosende 
Auskünfte des Betreibers Urenco, der 
mit der Urananreicherungsanlage Gro-
nau einer der größten Atommüllprodu-
zenten Deutschlands ist. Die Anlagen 
seien flach, rundherum stünden Bäu-
me, das soll angeblich helfen. Wir se-
hen die rot-grüne Landesregierung in 
der Pflicht, diese Anlage zu stoppen, 
wie im Koalitionsvertrag angekündigt. 
Statt dessen plant sie, ab 2015 Mate-
rial aus Frankreich zurückzunehmen. 
Rücktransporte werden quer durch die 
Republik, durch Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen führen; keiner 
kennt die genaue Strecke, vermutlich 
an Städten wie Köln, Düsseldorf und 
Bonn vorbei. Die Inbetriebnahme der 
gegen Flugabstürze nicht gesicherten 
Lagerhalle wird NRW wohl geneh-
migen, weil man mögliche Schaden-
ersatzklagen zu fürchten scheint. Was 
liegt näher, als aus wirtschaftlichen 
Gründen die berechtigte Angst der 
Bevölkerung wegen der Gefahrenlage 
hintanzustellen. Hinzu kommt: Die En-
ergiekonzerne RWE und E.on wollen 
ihre Anteile am Urankonzern Urenco 
verkaufen. Wir befürchten, daß dann 
ein Konsortium als Käufer auftreten 
könnte, wohinter dubiose – an militä-
rischer Nutzung interessierte – Staaten 
stecken: keine Debatte weit und breit.

Wieso ist von der Antiatombewe-
gung nichts zu hören, wenn die 
Gefahrenlage so brisant ist? 

Proteste gibt es in Gronau immer wie-
der. Am 3. August werden wir mit der 
Friedensbewegung eine gemeinsame 
Kundgebung abhalten; um Druck auf 
die Landesregierung auszuüben. 
 Interview: Gitta Düperthal 
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» L e i c h t e r,  e i n e  › s c hmu t z i ge 
A t ombombe ‹  z u  b au en«
Nicht schwer zu stehlen: Umweltschützer warnen vor Nuklearmaterial 
hinter Maschendrahtzäunen. Ein Gespräch mit Udo Buchholz

Wenn er alt sei und im 
Schaukelstuhl sitze, 
dann möchte er sich an 

diesen WM-Titel erinnern – er-
zählte Bundestrainer Jogi Löw im 
Fernsehen nach dem gewonnenen 
Finale. Zwischen den deutschen 
Medien und Löw liegen Welten. 
Die predigen die nationale Erwek-
kung und er redet vom Schaukel-
stuhl.

»Tja, ja, so ein Titel ist natür-
lich immer eine schöne Sache«, 
hatte Löw auf Nachfrage nach 
dem Sieg im Viertelfinale ge-
gen Frankreich erklärt. Mehr 
nicht. Da konnten seine Spieler 
am Sonntag abend noch so sehr 
»Wahnsinn, Wahnsinn« schreien. 
Es war sehr anstrengend gewesen 
gegen Argentinien. Aber nicht 
nur: Christoph Kramer grüßte 
danach seine Oma zum Geburts-
tag. Da war er wieder, der Schau-
kelstuhl. Und Bastian Schwein-
steiger grüßte Uli Hoeneß im 
Gefängnis. Er siezt ihn, denn 
Hoeneß war sein Chef. Da war er 
wieder, der FC Bayern. Fußball 
als Unterhaltungsindustrie, in der 
mit Unsummen hantiert wird.

Die WM 2014 war die teuerste 
aller Zeiten. Sie hat den Ausrich-
ter Brasilien acht Milliarden Euro 
gekostet. Auf Wunsch der FIFA, 
einem Weltkonzern, der nur ein 
einziges Produkt vertreibt und das 
heißt Fußball-WM. Wer genug 
Geld zahlt, darf sogar in der Wü-
ste eine WM veranstalten. Auch 
wenn Sklaven die Stadien bauen 
müssen. Der FIFA ist das egal.

Brasilien hat jetzt nagelneue 
Stadien, in die kaum jemand ge-
hen wird, weil die Vereine in der 

zweiten oder dritten Liga spielen. 
Dafür wurden erst Stadtviertel 
eingerissen, und dann wurden 
Proteste unterdrückt. In den Fern-
sehbildern, die die FIFA während 
der WM lieferte, war davon nichts 
mitzubekommen. Aber man 
konnte eine brasilianische Natio-
nalmannschaft sehen, die diese 
Widersprüche nicht kitten konnte. 
Sie hatte keinen Plan, nur Gebete. 
Schließlich erlitt sie im Halbfina-
le gegen die Deutschen einen kol-
lektiven Nervenzusammenbruch. 

Ihre 1:7-Niederlage war surreal 
und historisch. Die DFB-Spieler 
waren perplex. Sie umarmten 
und trösteten die Brasilianer. 
Kein Triumphgeheul, das war ein 
neuer Stil. Neu war auch, daß die 
Frauen und Kinder der deutschen 
Spieler nach dem Finale auf dem 
Rasen herumwuselten wie bei 
einem Wochenendausflug. Es 
wurde nicht mehr martialisch 
rumgebrüllt, es wurden Handyfo-
tos geschossen. Rumgebrüllt hatte 
nur der ARD-Reporter Tom Bar-
tels. Auf der Suche nach der Emo-
tion, nach dem deutschen »Wir«, 
von dem auch fast alle anderen 
Medien träumen. Vom Verschwin-
den in der aggressiven Masse. 
Von einem »Wir« kann aber nur 
der DFB sprechen, dessen erste 
Mannschaft tatsächlich ein gutes 
Turnier gespielt hat. 

Viele Menschen wissen das. 
Während der WM gab es viel we-
niger Fahnen auf Autos und Bal-
kons als erwartet. Was soll man 
sich dafür kaufen, daß eine WM 
gewonnen wurde – wenn man 
zufällig kein Nationalspieler ist? 
Etwa eine Deutschlandfahne?

Es ist egal
Der DfB hat Die wm gewoNNeN

Schreibmaschine
horch- uND guckgerät Des tages

Die bundesdeutsche Welt ist 
voller Abhörung. Das war 
und ist so seit 1949, aber 

Spitzelstaat war nur der Osten. Auch 
linke Bundesbürger wähnen sich 
seit 65 Jahren in parlamentarischer 
Demokratie und Frieden. Totalüber-
wachung ist keine, wenn  Parlamen-
tarismus stattfindet und ein Krieg 
nach dem anderen geführt wird. 
Hauptsache nicht zwischen Aachen 
und Frankfurt/Oder. 

Abgehört wurde und wird selbst-
verständlich stets auch das Parla-
ment. Das tut gern manchmal so, 
als hätte es vor der Regierung und 
deren Geheimdiensten noch etwas zu 
verbergen. Daher will nun auch der 
Untersuchungsausschuß des Bundes-
tages zur NSA-Totalüberwachung 
seine eigene Arbeit abhörsicher 
gestalten. »Wir müssen natürlich 
versuchen, unsere interne Kommu-
nikation sicher zu halten, verschlüs-

selte E-Mails senden, Kryptotelefone 
nutzen und andere Dinge, die ich 
jetzt hier natürlich nicht sage«, ver-
sicherte der Ausschußvorsitzende 
Patrick Sensburg (CDU) am Montag 
im ARD-Morgenmagazin. Da lacht 
der Fachmann und der Laie wundert 
sich. Denn die Formel lautet: Je mehr 
verschlüsselt, desto mehr NSA. De-
mokratie? Gute Show.

Und die muß weiter gehen. Sens-
burg hat den Knüller gefunden: Über 
die Nutzung einer Schreibmaschine 
anstatt von Computern habe man 
nachgedacht. »Tatsächlich haben wir 
das – und zwar eine nicht-elektroni-
sche Schreibmaschine«, antwortete 
er auf eine entsprechende Frage.

Aber ernst gemeint ist das nicht. 
Sensburg freute sich, daß US-Außen-
minister John Kerry etwas modera-
tere Töne im »Streit« ums Hören an-
geschlagen habe. Man müsse im Ge-
spräch bleiben und gemeinsam nach 
Lösungen suchen: »Aber es muß sich 
natürlich etwas ändern. Das, was wir 
hier erleben, kann nicht weiter so 
stattfinden.« Richtig: Das dauernde 
Ohrenspitzen wird überflüssig, wenn 
alle Schreibmaschinenbediener von 
vornherein auf der Lohnliste von 
NSA, CIA, BND, etc. stehen. Einmal 
sehen ist besser als hundertmal hö-
ren. (asc)

u Von Christof Meueler

Udo Buchholz ist Vorstandsmitglied 
des Bundesverbands Bürgerinitiativen 

 Umweltschutz (BBU)
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In einer Pressemitteilung vom 10. Ju-
li erklärt die Kommunistische Partei 
der italienischen Schweiz ihre Solida-
rität mit den Streikenden in den Gra-
nitsteinbrüchen im Tessin. Die dort 
beschäftigten Steinmetze kämpfen für 
einen Tarifvertrag (in der Schweiz: 
Gesamtarbeitsvertrag, GAV), nach-
dem die Unternehmer den bisherigen 
außer Kraft gesetzt haben. 
Die Kommunistische Partei war eine 
der ersten politischen Kräfte, welche 
den Bruch des Gesamtarbeitsvertrags 
(GAV) im Sektor der Granitgewin-
nung verurteilte. Die Associazio-
ne Industrie dei Graniti, Marmi e 
Pietre Naturali hatte tatsächlich die 
Gewerkschaften am 29. November 
2011 über ihren einseitigen Entscheid 
informiert, der dann 2012 Realität 
wurde. 

Die Kommunistische Partei ver-
urteilte die sozial unverantwortliche 
Haltung der Industrien des Sektors 
und verlangte in einer öffentlichen 
Erklärung vom Dezember 2011 als 
dringliche und kurzfristige Maßnah-
me, daß der Kanton Stellung beziehe 
und in jedem Berufszweig kollektive 
Verhandlungen mit Verbindlichkeits-
klauseln und allgemeinem Obliga-

torium vorschreibe. Was natürlich 
nicht stattgefunden hat. In der Folge 
forderten wir, daß die Gesetzesvor-
schriften, die heute nur den Patrons 
dienen, nach den Standards des für 
die Arbeiter günstigsten GAV auf den 
Stand gebracht werden. Auch dieser 
Vorschlag stieß auf eine Mauer des 
Schweigens von seiten der Behör-
den. 

Nach ungefähr zwei Jahren, am 
vergangenen 16. Juni, haben sich die 
Gewerkschaften entschlossen, in den 
Streik zu treten. Die Modalitäten, un-
ter denen diese Mobilisierung vorbe-
reitet worden war, würden im linken 
Lager und in der Gewerkschaftsbe-
wegung eine (auch selbstkritische) 
Vertiefung verdienen, denn sie haben 
ein ernsthaftes Problem aufgezeigt, 
was die Projektarbeit und die Fra-
ge der Kräfteverhältnisse anbelangt. 
Nicht zufällig hatten wir eine Reak-
tion seitens der Patrons, welche nach 
einer besorgten Machtdemonstration 
aussah, mit privaten Sicherheitsagen-
ten, Einschüchterungsmaßnahmen 
sowie selbst Aussperrungen und Ent-
lassungen von Streikenden, die sich 
hervortaten. 

Daß die Demokratie an den Ein-

gangstoren zu den Steinbrüchen halt-
macht, ist nunmehr bekannt; daß das 
Streikrecht, obwohl es in der Bun-
desverfassung verankert ist, oft im 
Ergebnis ein Wort im Wind bleibt, 
auch, so wie der Tessiner Staatsrat 
bisher weggeschaut hat. (…)

Die Kommunistische Partei verur-
teilt klar und insbesondere den Ent-
scheid der Firma Maurino Graniti 
SA zur Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses mit drei Arbeitern, die von 
ihrem Streikrecht Gebrauch gemacht 
haben und Löhne und einen GAV 
in Würde verlangt haben. Wenn in 
Bellinzona eine zumindest ehrliche 
Regierung säße, dann würde sie an 
diesem Punkt alle öffentlichen Auf-
träge an diesen Betrieb kündigen und 
gleichfalls jede zukünftige Verga-
bung ausschließen, wenigsten bis zur 
Wiedereinstellung der ungerechter-
weise Entlassenen. Die Kommuni-
sten drücken ihre Solidarität mit den 
drei betroffenen Familien aus und 
laden zur breitestmöglichen gewerk-
schaftlichen und politischen Einheit 
ein, um die Legalität im Sektor der 
Steinbrüche wiederherzustellen. 
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Nachdem die Terrorgruppe 
ISIS laut Agenturmel-
dungen im Nordirak of-

fenbar Nuklearmaterial erbeutet 
hat, warnt der Bundesverband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU): Auch hierzulande liege 
Nuklearmaterial offen herum. 
Wie kommen Sie darauf? 

Ich selber wohne nah an der deutschen 
Urananreicherungsanlage im westfäli-
schen Gronau, etwa einen Kilometer 
Luftlinie entfernt: Hier wird hochge-
fährliches Uranhexafluorid in Contai-
nern unter freiem Himmel gelagert – 
nicht nur 40 Kilogramm, wovon im 
Nordirak die Rede ist. In dem »Freiluft-
lager« dürfen über 40 000 Tonnen nu-
kleares Material gelagert werden; ohne 
Schutz vor Diebstahl oder Sabotage. 
Die Container sind weder von Beton-
zäunen noch Wassergräben umgeben, 
sondern von Maschendraht umzäunt: 
wie Hühnergehege mit einer einfachen 
Kneifzange zu knacken. Von Sicher-
heitseinrichtungen kaum eine Spur, 
nur einige Männer vom Werksschutz. 
Wer es darauf anlegt, könnte ungehin-
dert eindringen, Sprengsätze anbringen 
oder mit Granaten die Container zer-
stören. Die Antiatombewegung weist 
schon seit langem darauf hin, daß das 
Gelände gegen Flugzeugabstürze nicht 
geschützt ist. In Relation zu diesen und 
anderen weltweiten Uranbeständen 
wirken die im Nordirak dort entwende-
ten 40 Kilo nicht sonderlich gefährlich, 
können aber sehr wohl erhebliche Ver-
seuchungen verursachen. 

Wo könnte in der BRD noch Nu-
klearmaterial entwendet werden? 

Auch in der etwa 40 Kilometer ent-
fernten Brennelementefabrik Advan-
ced Nuclear Fuels GmbH (ANF) la-

gern nach meiner Kenntnis gefährliche 
atomare Stoffe unter freiem Himmel: 
Tonnenschwere Container sind nicht 
per Diebstahl zu entwenden, wie die 
40 Kilogramm des an der Universität 
von Mossul gelagerten Urangemischs. 
Sie können aber zerstört werden. Für 
sogenannte schmutzige Atombomben 
ist weder angereichertes Uran noch 
Plutonium erforderlich. Schon mit re-
lativ geringen Nuklearmengen sind sie 
herzustellen. Das erforderliche Mate-
rial ist oft schlecht gesichert. Tech-
nisch ist es leichter, eine »schmutzige 
Atombombe« zu bauen als eine »ech-
te«. Auch hierzulande kann Material in 
Forschungseinrichtungen, Industriean-
lagen oder Krankenhäusern entwendet 
werden, wie im Nordirak. In vielen 
Bundesländern gibt es Sammelstellen 
für Nuklearabfälle – oder auch For-
schungsreaktoren. Es gilt zu prüfen, 
wie sie gesichert sind. 

Ist all dies eine neue Entwick-
lung? 

Nein, die Antiatombewegung warnt 
seit Jahren, daß solches Material in 
falsche Hände geraten kann. Der BBU 
verurteilt jede  militärische Nutzung 
von Uran und Plutonium und fordert, 
alle Atomkraftwerke und -fabriken so-
fort stillzulegen. Weiterer Atommüll, 
der zur Waffenproduktion verwendet 
werden kann, darf nicht produziert 
werden. 

Wer ist für die Zustände in Gro-
nau verantwortlich? 

Die Landesregierung in Nordrhein-
Westfalen, besonders das SPD-ge-
führte Wirtschaftsministerium: Dort 

verläßt man sich auf verharmlosende 
Auskünfte des Betreibers Urenco, der 
mit der Urananreicherungsanlage Gro-
nau einer der größten Atommüllprodu-
zenten Deutschlands ist. Die Anlagen 
seien flach, rundherum stünden Bäu-
me, das soll angeblich helfen. Wir se-
hen die rot-grüne Landesregierung in 
der Pflicht, diese Anlage zu stoppen, 
wie im Koalitionsvertrag angekündigt. 
Statt dessen plant sie, ab 2015 Mate-
rial aus Frankreich zurückzunehmen. 
Rücktransporte werden quer durch die 
Republik, durch Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen führen; keiner 
kennt die genaue Strecke, vermutlich 
an Städten wie Köln, Düsseldorf und 
Bonn vorbei. Die Inbetriebnahme der 
gegen Flugabstürze nicht gesicherten 
Lagerhalle wird NRW wohl geneh-
migen, weil man mögliche Schaden-
ersatzklagen zu fürchten scheint. Was 
liegt näher, als aus wirtschaftlichen 
Gründen die berechtigte Angst der 
Bevölkerung wegen der Gefahrenlage 
hintanzustellen. Hinzu kommt: Die En-
ergiekonzerne RWE und E.on wollen 
ihre Anteile am Urankonzern Urenco 
verkaufen. Wir befürchten, daß dann 
ein Konsortium als Käufer auftreten 
könnte, wohinter dubiose – an militä-
rischer Nutzung interessierte – Staaten 
stecken: keine Debatte weit und breit.

Wieso ist von der Antiatombewe-
gung nichts zu hören, wenn die 
Gefahrenlage so brisant ist? 

Proteste gibt es in Gronau immer wie-
der. Am 3. August werden wir mit der 
Friedensbewegung eine gemeinsame 
Kundgebung abhalten; um Druck auf 
die Landesregierung auszuüben. 
 Interview: Gitta Düperthal 
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Nicht schwer zu stehlen: Umweltschützer warnen vor Nuklearmaterial 
hinter Maschendrahtzäunen. Ein Gespräch mit Udo Buchholz

Wenn er alt sei und im 
Schaukelstuhl sitze, 
dann möchte er sich an 

diesen WM-Titel erinnern – er-
zählte Bundestrainer Jogi Löw im 
Fernsehen nach dem gewonnenen 
Finale. Zwischen den deutschen 
Medien und Löw liegen Welten. 
Die predigen die nationale Erwek-
kung und er redet vom Schaukel-
stuhl.

»Tja, ja, so ein Titel ist natür-
lich immer eine schöne Sache«, 
hatte Löw auf Nachfrage nach 
dem Sieg im Viertelfinale ge-
gen Frankreich erklärt. Mehr 
nicht. Da konnten seine Spieler 
am Sonntag abend noch so sehr 
»Wahnsinn, Wahnsinn« schreien. 
Es war sehr anstrengend gewesen 
gegen Argentinien. Aber nicht 
nur: Christoph Kramer grüßte 
danach seine Oma zum Geburts-
tag. Da war er wieder, der Schau-
kelstuhl. Und Bastian Schwein-
steiger grüßte Uli Hoeneß im 
Gefängnis. Er siezt ihn, denn 
Hoeneß war sein Chef. Da war er 
wieder, der FC Bayern. Fußball 
als Unterhaltungsindustrie, in der 
mit Unsummen hantiert wird.

Die WM 2014 war die teuerste 
aller Zeiten. Sie hat den Ausrich-
ter Brasilien acht Milliarden Euro 
gekostet. Auf Wunsch der FIFA, 
einem Weltkonzern, der nur ein 
einziges Produkt vertreibt und das 
heißt Fußball-WM. Wer genug 
Geld zahlt, darf sogar in der Wü-
ste eine WM veranstalten. Auch 
wenn Sklaven die Stadien bauen 
müssen. Der FIFA ist das egal.

Brasilien hat jetzt nagelneue 
Stadien, in die kaum jemand ge-
hen wird, weil die Vereine in der 

zweiten oder dritten Liga spielen. 
Dafür wurden erst Stadtviertel 
eingerissen, und dann wurden 
Proteste unterdrückt. In den Fern-
sehbildern, die die FIFA während 
der WM lieferte, war davon nichts 
mitzubekommen. Aber man 
konnte eine brasilianische Natio-
nalmannschaft sehen, die diese 
Widersprüche nicht kitten konnte. 
Sie hatte keinen Plan, nur Gebete. 
Schließlich erlitt sie im Halbfina-
le gegen die Deutschen einen kol-
lektiven Nervenzusammenbruch. 

Ihre 1:7-Niederlage war surreal 
und historisch. Die DFB-Spieler 
waren perplex. Sie umarmten 
und trösteten die Brasilianer. 
Kein Triumphgeheul, das war ein 
neuer Stil. Neu war auch, daß die 
Frauen und Kinder der deutschen 
Spieler nach dem Finale auf dem 
Rasen herumwuselten wie bei 
einem Wochenendausflug. Es 
wurde nicht mehr martialisch 
rumgebrüllt, es wurden Handyfo-
tos geschossen. Rumgebrüllt hatte 
nur der ARD-Reporter Tom Bar-
tels. Auf der Suche nach der Emo-
tion, nach dem deutschen »Wir«, 
von dem auch fast alle anderen 
Medien träumen. Vom Verschwin-
den in der aggressiven Masse. 
Von einem »Wir« kann aber nur 
der DFB sprechen, dessen erste 
Mannschaft tatsächlich ein gutes 
Turnier gespielt hat. 

Viele Menschen wissen das. 
Während der WM gab es viel we-
niger Fahnen auf Autos und Bal-
kons als erwartet. Was soll man 
sich dafür kaufen, daß eine WM 
gewonnen wurde – wenn man 
zufällig kein Nationalspieler ist? 
Etwa eine Deutschlandfahne?

Es ist egal
Der DfB hat Die wm gewoNNeN

Schreibmaschine
horch- uND guckgerät Des tages

Die bundesdeutsche Welt ist 
voller Abhörung. Das war 
und ist so seit 1949, aber 

Spitzelstaat war nur der Osten. Auch 
linke Bundesbürger wähnen sich 
seit 65 Jahren in parlamentarischer 
Demokratie und Frieden. Totalüber-
wachung ist keine, wenn  Parlamen-
tarismus stattfindet und ein Krieg 
nach dem anderen geführt wird. 
Hauptsache nicht zwischen Aachen 
und Frankfurt/Oder. 

Abgehört wurde und wird selbst-
verständlich stets auch das Parla-
ment. Das tut gern manchmal so, 
als hätte es vor der Regierung und 
deren Geheimdiensten noch etwas zu 
verbergen. Daher will nun auch der 
Untersuchungsausschuß des Bundes-
tages zur NSA-Totalüberwachung 
seine eigene Arbeit abhörsicher 
gestalten. »Wir müssen natürlich 
versuchen, unsere interne Kommu-
nikation sicher zu halten, verschlüs-

selte E-Mails senden, Kryptotelefone 
nutzen und andere Dinge, die ich 
jetzt hier natürlich nicht sage«, ver-
sicherte der Ausschußvorsitzende 
Patrick Sensburg (CDU) am Montag 
im ARD-Morgenmagazin. Da lacht 
der Fachmann und der Laie wundert 
sich. Denn die Formel lautet: Je mehr 
verschlüsselt, desto mehr NSA. De-
mokratie? Gute Show.

Und die muß weiter gehen. Sens-
burg hat den Knüller gefunden: Über 
die Nutzung einer Schreibmaschine 
anstatt von Computern habe man 
nachgedacht. »Tatsächlich haben wir 
das – und zwar eine nicht-elektroni-
sche Schreibmaschine«, antwortete 
er auf eine entsprechende Frage.

Aber ernst gemeint ist das nicht. 
Sensburg freute sich, daß US-Außen-
minister John Kerry etwas modera-
tere Töne im »Streit« ums Hören an-
geschlagen habe. Man müsse im Ge-
spräch bleiben und gemeinsam nach 
Lösungen suchen: »Aber es muß sich 
natürlich etwas ändern. Das, was wir 
hier erleben, kann nicht weiter so 
stattfinden.« Richtig: Das dauernde 
Ohrenspitzen wird überflüssig, wenn 
alle Schreibmaschinenbediener von 
vornherein auf der Lohnliste von 
NSA, CIA, BND, etc. stehen. Einmal 
sehen ist besser als hundertmal hö-
ren. (asc)

u Von Christof Meueler

Udo Buchholz ist Vorstandsmitglied 
des Bundesverbands Bürgerinitiativen 
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